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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Le DETEC a ouvert une procédure de consultation relative a la révision partielle de
I'ordonnance de 1963 de la loi sur la circulation routiére. Moritz Leuenberger a
exprimé son intention d'abaisser le taux maximal d'alcoolémie de 0,8 & 0,5 pour mille et
de s’aligner sur la plupart des pays européens. Cette modification est de la compétence
du Conseil fédéral, mais le DETEC a souhaité procéder a une consultation auprés des
cantons et milieux intéressés avant que I'exécutif ne prenne sa décision. Le projet vise
également a renforcer la durée du retrait de permis pour les récidivistes et a introduire
des controles systématiques. Les propositions ont eu dans I’ensemble des échos plutét
positifs. Toutefois, la plupart des cantons et le Parti radical ont demandé un
assouplissement des mesures pour les chauffeurs dont le taux d’alcoolémie se situerait
entre 0,5 et 0,8 gramme pour mille. lls ont aussi demandé que le retrait de permis ne
soit envisagé qu'a partir de 0,8 pour mille. On compta parmi les opposants fermes au
projet trois cantons romands (Vaud, Neuchétel et Valais), le TCS, I'ACS, I'ASTAG, le PdL,
I'UDC, Gastrosuisse et la Fédération suisse des vignerons. '

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Zwei Monate vor Abstimmungstermin eroffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates hoérte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstltzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushéalterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesratin eingehend: Ein 20-jéhriges Moratorium fur
Bauzonen wirde jegliche Entwicklung behindern und darlber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushélterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbanden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der nadchsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die Einflhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wurden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Dartuber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Hohe schnellen lassen wirden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefihrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verkundete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken koénnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fir Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wirden mit Quellenverweis auf das
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ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
noétigen Ruckzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustandige Bundesratin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevdlkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstlitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Bindnerland.
Angeflihrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflirchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wurden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefdhrden (vgl. dazu auch Teil I, e (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Scharfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Rilckzonungspflicht wirde aufgrund unpraziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fuhren. DarUber hinaus sei die
Ruckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum fUr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren dusserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesrétin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkraftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtldnder Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbdnde wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Griunen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Présidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Befurwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstitzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstlitzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
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zurtickgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjahriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wirde. Die Intensitat der Kampagne ausserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach tber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Méarz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflurworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
ahnlich prasent. ?

Bodenrecht

Ende Juni schickte der Bundesrat seinen Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative in die Vernehmlassung. Das Ausflhrungsgesetz und die
entsprechende Verordnung orientierten sich im Grundsatz an den Bestimmungen der
per 1.1.13 in Kraft getretenen Ubergangsverordnung, die den Interessen der betroffenen
Regionen bereits Rechnung tragt. Von den 144 eingegangenen Stellungnahmen
begrissten insbesondere die blrgerlichen Parteien, wirtschaftliche Dachverbénde,
Tourismusorganisationen, Baumeister, Bergkantone - darunter auch der Kanton Wallis -
sowie die BPUK die Entwdirfe in ihrer Stossrichtung. SP, EVP, GLP und Grlne sowie
gewichtige Natur- und Umweltschutzorganisationen wie der WWF, VCS und Pro Natura
hingegen lehnten den Gesetzesentwurf ab. So auch Helvetia Nostra, von wessen Seite
verlautet wurde, gegen ein so ausgestaltetes Gesetz wirde man das Referendum
ergreifen, da es dem gedusserten Volkswillen widerspreche. Insbesondere stiess sich
der Verein an der Méglichkeit zur Uberschreitung des Schwellenwerts von 20%, sofern
die neuen Zweitwohnungen auf einer kommerziellen Vertriebsplattform zur Miete
angeboten wirden. Das Bundesamt fir Raumentwicklung liess hierauf verlauten, man
habe mit dem vorgelegten Entwurf die im Berichtsjahr von BAK Basel prognostizierten
schwerwiegenden wirtschaftlichen Auswirkungen verhindern wollen, mit welchen die
betroffenen Gebiete bei einer rigiden Umsetzung der Initiative zu rechnen hatten. In
seinem Vernehmlassungsentwurf hatte der Bundesrat hierzu eine Einschréankung
vorgenommen, wonach die Méglichkeit zur kommerziellen Vermietung nur in Gebieten
zugelassen werden kann, wo ein tatsachlicher Bedarf nach Ferienwohnungen besteht.
Zu Beginn des folgenden Jahres will die Landesregierung die Botschaft zum
Bundesgesetz Uber Zweitwohnungen présentieren. *

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Sport

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen gedusserten Interesses an
einer Kandidatur fiir die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. Marz 2016
eine  ausserordentliche  Versammlung des  Schweizerischen  Sport-  und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») - bestehend aus Delegierten der olympischen Verbénde
der Schweiz - entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstitzen: Erstens musse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren kénnen und zweitens musse die Kandidatur
so attraktiv und Uberzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinen konne. Darlber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erflllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstutzung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor fir eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Sudostschweiz» formulierte. Fur den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt Uber vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 missten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem mussten bis zum darauffolgenden Frihling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat fur die Olympischen Spiele 2026
gewahlt und aufgestellt werden kénne. Fir eine solche Wahl mussten aber sémtliche
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Bedingungen erflllt sein, betonte Swiss Olympic.

Neben den drei Schweizer Kantonen Graublnden, Wallis und Bern und der
Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbéande sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut Uber diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich fur die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemass
dem obersten «Schweizer Sportler» (Stidostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments eroffnete, stellten die Olympischen
Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Bihne zu
prasentieren. Dem stimmte auch Jorg Schild als Préasident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjahrlichen Sportfests. Es handle sich darlber
hinaus um eine «grosse Chance flur die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
Okologische und finanziell tragbare Spiele mdéglich seien», so Schild gegenlber der
Stdostschweiz.

Es gelte allerdings zu beachten, dass die grosste Hiurde fir die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude Uber den
positiven Entschluss ein. Diese kdnnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren kénnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlasse in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstutzung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat.

Kritische Stimmen gegentber einer Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor fur
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Mdiller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «klaglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gesprach mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Halfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevolkerung. Dies sei
auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurtckzufihren, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor flir Public Management an der UNIL: Sie galten als zu
teuer und zu elitar. Dazu kdmen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezlglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschaden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Landern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwinscht,
hielt Swiss Olympics-Prasident Jorg Schild dagegen.

Gemass einer reprasentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befurwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevolkerung generell
eine Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ahnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
Uberwogen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgepragter
«innerhelvetischer Solidaritat mit Tourismusregionen», schrieb die Stidostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem préaferierten Projekt, wobei die Bindner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
jede flnfte befragte Person bevorzugte diese gegenliber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. *
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Soziale Gruppen
Asylpolitik

In Erflllung einer Motion Abate (fdp, Tl; Mo. 17.3857) prasentierte der Bundesrat im Mai
2022 einen Gesetzesentwurf, mit dessen Annahme es dem Bund moglich werden
wirde, Kantone mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in Ausnahmesituationen
finanziell zu unterstiitzen. Motiviert worden war Abates Vorstoss durch Vorkommnisse
in den Jahren 2016 und 2017; in dieser Zeit beobachtete der Kanton Tessin eine starke
Zunahme an illegaler Migration. Infolgedessen erdffnete er in Rancate (TI) ein
Ausreisezentrum, wo «aufgegriffene und formlos weggewiesene Personen», die in der
Schweiz kein Asylgesuch einreichten, bis zur Ausreise temporar untergebracht wurden.
Auch wenn das genannte Ausreisezentrum kurz darauf wegen wegfallenden Bedarfs
wieder geschlossen wurde, wollte der Bund fur dhnliche kunftige Falle klare gesetzliche
Grundlagen fir eine befristete finanzielle Unterstitzung schaffen. Das Engagement
dieser Grenzkantone fir Ausreisezentren liege schliesslich im Interesse aller Kantone
und des Bundes, so der Bundesrat in seiner Botschaft.

In der bereits zwischen Dezember 2019 und Friuhjahr 2020 durchgefihrten

Vernehmlassung - urspringlich hatte der Bundesrat eine umfassendere
Gesetzesrevision des AIG geplant, die anderen Anderungen aufgrund der Corona-
Pandemie spater indes zurlckgestellt - stiess die Vorlage bei drei der vier

stellungnehmenden Parteien - namentlich der FDP, der Mitte und der SVP - sowie bei
20 von 24 stellungnehmenden Kantonen auf vorbehaltlose Zustimmung. Unter anderem
beflrworteten auch GastroSuisse, die KKJPD sowie der Schweizer Tourismus-Verband
die Vorlage. Die Kantone Neuenburg und Wallis sowie die SP und die Vereinigung der
kantonalen Migrationsbehdrden (VKM) stimmten der finanziellen Unterstiitzung durch
den Bund im Grunde ebenfalls zu, brachten jedoch noch Anderungs- oder
Konkretisierungswinsche an. Grundsatzlich einverstanden mit der finanziellen
Unterstltzung durch den Bund zeigten sich mit Genf und Zurich zwei weitere Kantone
sowie die Nationale Kommission zur Verhitung von Folter und die Schweizerische
Fluchtlingshilfe; diese Akteure verlangten jedoch Anpassungen oder Prazisierungen
betreffend die kurzfristige Festhaltung, die mit der entsprechenden Botschaft ebenfalls
tangiert wird, und der Schweizerische Gewerkschaftsbund lehnte diese gar
grundsatzlich ab. Der Bundesrat nahm nach der Vernehmlassung indes keine
Anpassungen an seinem ursprunglichen Entwurf vor. °

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Ende November 2018 verkindete die UNESCO, dass sie den Umgang mit der
Lawinengefahr sowie die Kenntnisse und Techniken des Trockenmauerbaus in die
reprasentative Liste des immateriellen Kulturerbes der Menschheit eingetragen habe.
Das Kandidaturdossier zur Lawinengefahr war bereits im Marz 2017 eingereicht worden
und aus der Zusammenarbeit des BAK, des Instituts fir Schnee- und Lawinenforschung
(SLF), des Schweizer Alpen-Clubs (SAC), des Schweizer Bergflihrerverbands (SBV), des
BAFU, des Kantons Wallis sowie der &sterreichischen UNESCO-Kommission und
diverser O6sterreichischer Institutionen und Vereine im Bereich des Umgangs mit
Lawinen entstanden. Die erhdhte Disposition des Alpenraumes flr Lawinengénge habe
zu neuen Formen des kollektiven Umgangs mit Risiken geflhrt, die sich im Laufe der
Zeit in der Akkumulation eines technischen, gesellschaftlichen und kulturellen
Repertoires gedussert haben, das durch die Bevolkerung und Expertinnen und Experten
standig erneuert werde, wie aus dem Dossier zu entnehmen war. Die Aufnahme in die
reprasentative Liste zeige, dass der Umgang mit Naturgefahren nicht nur einen
technischen, sondern auch einen kulturellen Aspekt innehabe, dem jede einzelne
Gesellschaft mit unterschiedlichen Strategien entgegenwirke.

Die Kandidatur des Trockenmauerbaus resultierte aus einer multinationalen
Zusammenarbeit unter der Federfuhrung Griechenlands, an der sich nebst der Schweiz
auch Kroatien, Spanien, Frankreich, Italien, Slowenien und Zypern beteiligt hatten. Mit
dem Dossier wurde eine weitverbreitete und den lokalen Gegebenheiten angepasste
Technik anerkannt und zugleich die grosse Bedeutung der internationalen
Zusammenarbeit fir die Bewahrung des immateriellen Kulturerbes aufgezeigt. ¢
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2019
MELIKE GOKCE

Mitte Dezember 2019 verkiindete die UNESCO, dass sie die Historischen Prozessionen
von Mendrisio sowie den Alpinismus in die reprasentative Liste des immateriellen
Kulturerbes der Menschheit aufgenommen habe.

Das Kandidaturdossier der Prozessionen von Mendrisio war bereits 2018 in einer
Zusammenarbeit des BAK und der Stiftung Processioni Storiche di Mendrisio mit
Unterstitzung der Gemeinde Mendrisio eingereicht worden. Die jahrlich am
Grindonnerstag und Karfreitag stattfindenden Prozessionen sind der Passion und dem
Kreuzweg Christi gewidmet und locken Tausende von Zuschauenden an. Ein besonderes
Augenmerk liegt hierbei auf den berihmten «Transparenti» die nach dem
Lichterldéschen als grundsatzlich einzige Lichtquelle die Stadt erhellen. Diese seit dem
18.  Jahrhundert in spezieller Technik hergestellten, eingerahmten und
durchscheinenden Gemalde, waren ein grundlegendes Element der Kandidatur, da das
Hauptanliegen darin bestand, die besonderen Kenntnisse der Bildrestauration sowie
des Schaffens neuer Werke weiterzuvermitteln.

Das trinationale Dossier des Alpinismus wurde von Organisationen wie dem Schweizer
Alpen-Club (SAC) und dem Schweizer Bergflihrerverband (SBV) sowie den Stadten
Chamonix (F), Courmayeur (IT), Orsiére (CH) und dem Kanton Wallis getragen. Das
eingereichte Dossier zeuge von grosser Qualitdt und unterstreiche als ein positives
Beispiel die Relevanz des traditionellen Wissens Uber die Natur fur eine nachhaltige
Beziehung zwischen Mensch und Umwelt. Die geteilten historischen und technischen
Kenntnisse sowie der vorausgesetzte zwingende Erwerb eines vielféaltigen Wissens lUber
topografische, klimatische und phanomenologische Rahmenbedingungen pragten die
gemeinsame Kultur des Alpinismus, die sich auf ethische Grundlagen wie den
gemeinsamen Einsatz aller Teilnehmenden, den sparsamen Ressourcenumgang, ein
richtiges Risikomanagement sowie die Hilfs- und Rettungspflicht stitze. ’
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